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Wirtschaftspolitik 40Unternehmer verfolgen imStände- und imNationalrat ein
gemeinsamesZiel, denAbbau derBürokratie. Doch ihr persönlicherErfolg ist klein.

SyNES ERNST

DemThurgauer SVP-Nationalrat Peter Spuhler
platzte der Kragen. Kaum hatte der SP-Mann
HansWidmer in der Debatte zur Revision der

Arbeitslosenversicherung fertig gesprochen, trat der
erfolgreiche Unternehmer ans Rednerpult und kon-
terte die Kritik. «Wissen Sie, Herr Widmer, wennman
als Unternehmer für einige Tausend Mitarbeiter in
der Verantwortung steht und diesen jeden Monat
einen Lohn bezahlenmuss, hat man ein grosses Inte-
resse daran, dass die Schweiz international ihreWett-
bewerbsfähigkeit nicht verliert, unddas istmeineVer-
antwortung.» Spuhler wäre gerne weitergegangen,
wenn es die Geschäftsordnung erlaubt hätte. Ihm lag
die Frage auf der Zunge: «Und wo sehen Sie, Herr
Widmer, Ihre Verantwortung zugunsten des Schwei-
zervolkes?»

Hohe Staatsquote als Ärgernis
Spuhler ist einer von 40 Unternehmerinnen und

Unternehmern, die in den eidgenössischen Räten po-
litisieren. Sie haben ein Ziel, sie wollen ihre unterneh-
merische Erfahrung im Bundeshaus einbringen. Das
trifft auf den Chef von Stadler Rail, den einflussreichs-
tenWirtschaftsmann in Bern, besonders zu. Schon als
Eishockeyspieler im Team der Zürcher Grasshoppers
standSpuhler inderAbwehr –dort,woesSchlimmeres
zu verhindern gilt. Diese Rolle ist ihm auch jetzt auf
den Leib geschrieben. «Ich sehe die Rolle des Unter-
nehmers in der Politik als Verteidiger des Erreichten»,
sagt er. Als «Gralshüter derwirtschaftspolitischenRah-
menbedingungen» kämpft Spuhler gegen den Ausbau
des Sozialstaats und gegen «Experimente» in der Fi-
nanz- und Steuerpolitik. «Bremser und Neinsager» ist
für ihn kein Schimpfwort. Es ergibt sich aus seinem
Rollenverständnis, und er ist überzeugt, dass dies für
dieMehrheit der Unternehmer in der Politik gilt.

Dieser Einschätzung kann FDP-Nationalrat Mar-
kus Hutter nur beipflichten. «Unternehmer wissen,
wie schwer es ist, Geld zu verdienen, und wie leicht-
fertig es wieder ausgegeben ist.» Ähnlich klingt es bei
FDP-Ständerat Hans Altherr: «Gemeinsam ist den
Unternehmern wohl das Ziel, mit möglichst wenigen
Mitteln möglichst viel zu bewegen.» Logisch ist des-
halb für SVP-Mann Christian Miesch, dass «die not-
wendige Senkung der Staatsquote nur mit unterneh-
merischemDenken» herbeizuführen sei.

In solchen Momenten gibt es für
die Firmenchefs und Geschäftsfüh-
rer kein Halten mehr. Als der Natio-
nalrat in der Frühjahrssession 2011
Initiativen mit der Forderung nach
mehr Ferien behandelte, drängten
sich Unternehmer geradezu in Scha-
ren ans Rednerpult. «Schwatzen Sie
nicht nur, sondern setzen Sie Ihre
stetigen Forderungen auch einmal in glaubwürdige
Taten um», kanzelte der Schwyzer SVP-Nationalrat
Peter Föhn «als Inhaber einer Kleinunternehmung»
die Befürworter ab. SVP-Nationalrat Jean-François
Rimewarnte vordenFolgeneines Ja: «Inder Industrie
könnte man Menschen durch Maschinen ersetzen.
Denndiesehaben imMomentnochkeinenAnspruch
auf sechs Wochen Ferien pro Jahr.» FDP-Nationalrat
undDruckereibesitzer Edi Engelberger appellierte an
denRat: «AlsUnternehmermuss ich klar sagen:Diese
Initiative ist für kleine und kleinste Betriebe effektiv
äusserst schädlich.»

Dann und wann kommt es vor, dass die Firmen-
chefs als Direktbetroffene politisieren, so bei der Re-
visiondesBauhandwerkerpfandrechts.DieKMU-Un-
ternehmer Philipp Müller, Toni Bortoluzzi (SVP) und
Ruedi Lustenberger (CVP) nutzten die Gelegenheit,
ihre konkrete berufliche Erfahrung einzubringen.
Müller erwähnte Probleme in seinem Betrieb und

warb für die Harmonisierung von Baunormen: «Es
kann doch nicht sein – Sie wissen, ich bin General-
bauunternehmer –, dass ich eine komplette neue Pla-
nung mit entsprechend höheren Kosten vornehmen
muss, wenn ich ein Gebäude in meiner Heimatge-
meinde Reinach baue und das genau gleiche Gebäu-
de etwa fünf bis sechs Kilometer weiter weg erstellen
will, weil in der anderenOrtschaft eine andereBauge-
setzgebung und Baunormierung gilt.» Diesem schla-
gendenArgument vermochte sich niemand zuwider-

setzen. Der Nationalrat stimmtemit
148 gegen 3 Stimmen der Motion
Müller zu.

So einfach lässt sich der Natio-
nalrat aber nicht immer überzeu-
gen. Unternehmer, die zu stark für
ihre Firma oder ihre Branche lobby-
ieren, müssen auch Niederlagen
einstecken. Das erfuhr Peter Spuh-

ler. Der SVP-Unternehmer setzte sich bei den Bera-
tungen über das Patentgesetz und den Abbau von
technischen Handelshemmnissen für den verstärk-
ten Schutz für Schweizer ein. Dabei erwähnte er ein
Beispiel aus seinem Unternehmeralltag: «Wenn wir
einen grösseren Auftrag aus einem Land in Zentral-
europa kriegen, dann geht es, damit man wettbe-
werbsfähig sein kann, immerdarum,welchenTeilwir
dort als lokalen Fertigungsanteil platzieren können.
Damuss ichpraktischmeineZeichnung,meinKnow-
how offenlegen. Wenn ich da keinen Patentschutz
habe, dannkann es durchaus sein, dassmeinProdukt
innerhalb kürzester Zeit kopiert wird und ich in mei-
nem Stammland wieder konkurrenziert werde.» So
praxisnah Spuhlers Argumentation auch war, sie zog
nicht. Die Mehrheitsverhältnisse im Nationalrat wa-
ren anders.

Entscheidend in National- und Ständerat sind pri-
mär die Fraktionsmeinungen. Die Unternehmer wei-

Überschätzte Patrons
chen höchst selten von ihnen ab. Bekannteste Aus-
nahme ist der SVP-Unternehmerflügel mit Peter
Spuhler undHanruediWandfluh an der Spitze, die in
der Frage der Personenfreizügigkeit die Interessen
derWirtschaft höher gewichteten als jene der Partei.

Nach Einschätzung des Zürcher Politologen Tho-
mas Widmer haben im Parlament Lobbyisten einen
direkteren Einfluss als Unternehmer. «Das politische
Wirkungsfeld der Unternehmer ist der vorparlamen-
tarische Bereich», so Widmer. Das sind die Kommis-
sionen und Fraktionen. Entsprechend sind auch die
Unternehmerinteressen organisiert, in erster Linie
über Economiesuisse, den Arbeitgeberverband, den
Gewerbeverband, dieBankiervereinigungunddie In-
terpharma. Konzentriert fliesst die Wirtschaftsmei-
nung über die Gruppe «Handel und Industrie», die
rund 130Mitglieder umfasst, von Peter Spuhler präsi-
diert und von Economiesuisse betreut wird. Gegen
diese Gruppe ist in den eidgenössischen Räten keine
Finanz- oder Steuerpolitik zumachen.

Beitrag zur «realitätsnahen» Politik
AuchwenndieUnternehmerinnenundUnterneh-

mer imParlament eher eine diskrete Truppe sind, die
ihre berufliche Erfahrung selten in die politische De-
batte einbringen, verfolgen sie doch ein Ziel. Sie wol-
len die Bürokratie bekämpfen, und zwar über die Par-
teigrenzen hinweg. So sieht SP-Ständerätin Anita Fetz
ihreAufgabe alsKleinunternehmerindarin, «mit dem
Blick aus der Praxis zu verhindern, dass Gesetze zu
kompliziert werden, dass bei der Wirtschafts- und
Steuerpolitik nicht nur immer die Global Player der
Schweizer Wirtschaft profitieren und dass die admi-
nistrativen Belastungen begrenzt werden». Noch
deutlicherwirdderAargauer FDP-Nationalrat Philipp
Müller: «Unternehmer spielen einewichtige Rolle bei
der Verhinderung von Blödsinn. Damit ist gemeint,
dass ich meine Rolle als Parlamentarier nicht nur als

Gesetzli-Macher verstehe. Genauso wichtig ist das
Abblocken von unnötigen Regulativen.»

SVP-Nationalrat undWirtschaftskommissionsprä-
sident Hansruedi Wandfluh glaubt, dass Unterneh-
mer aufgrund ihrer praktischen Erfahrung in Finanz-
fragen zu einer «realitätsnahen Politik» beitragen.
DieseErfahrung spüremanbei denGesetzesberatun-
gen «deutlich gegenüber oft sehr theoretischen An-
sätzen von nur beratend tätigen Ratsmitgliedern oder
Mitgliedern, die nicht in der Wirtschaft tätig sind»,
stellt FDP-Nationalrat Georges Theiler fest. In eine
ähnlicheRichtung geht dieKritik seinesCVP-Ratskol-
legen Ruedi Lustenberger. Wirtschaftsvorlagen wür-
den viel zuwenigmit Blick auf die gesamte Volkswirt-
schaft behandelt. Gegen diese «Einäugigkeit» müss-
ten Unternehmer kämpfen.

Wo die Unternehmer der Schuh wirklich drückt
und in welchen Bereichen sie ihre persönlichen
Schwerpunkte setzen, zeigen ihre eingereichten po-
litischen Vorstösse. So profilierte sich PhilippMüller
mit der Abschaffung der bauunternehmerfeindli-
chen Dumont-Praxis, während Gewerbepolitiker
Ruedi Lustenberger eine schärfere Bekämpfung der
Scheinselbstständigen forderte. Bauunternehmer
This Jenny (SVP) will das öffentliche Beschaffungs-
wesen vereinheitlichen, Ruedi Noser bessere Rah-
menbedingungen für Start-ups und Jungunterneh-
men schaffen. Otto Ineichen (FDP) engagiert sich
für junge Arbeitslose, Urs Hany (CVP) für eine Preis-
erhöhung bei der Autobahnvignette, um zusätzliche
Mittel für die Finanzierung der Infrastruktur zu ge-
nerieren. «Mehr Eigenverantwortung beim Leis-
tungsbezug im Gesundheitswesen» ist das Anliegen
von Barbara Schmid-Federer (CVP). Anita Fetz (SP)
will Millionen-Boni besteuern. Für die Liberalisie-
rung der Ladenöffnungszeiten und den Einheitssatz
bei derMehrwertsteuer kämpftMarkusHutter. Peter
Spuhler war es schliesslich, der schon im Frühjahr

2008 die Problematik der Holdingbesteuerung aufs
Tapet brachte.

Er reiche nurwenig Vorstösse ein «und gar keine im
eigenen Interesse als Unternehmer», sagt Ständerat
Hans Altherr. Die Versuchung ist gross. Einige erliegen
ihr, wie etwa Sicherheits-Unternehmer Pius Segmüller
(CVP), der für einProduktweibelte, für dessenHerstel-
ler er ein Beratermandat innehatte. Andere weichen
ihr vollkommen aus, indem sie sich auf völlig anderen
Gebieten profilieren, so Schreinermeister Toni Borto-
luzzi, der ausschliesslich Vorstösse aus dem Gesund-
heits- und Sozialversicherungsbereich einreichte.«Unternehmer

wissen, wie schwer es
ist, Geld zu verdienen,
undwie leichtfertig es

ausgegeben ist.»
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«Der direkte
Einfluss ist
gering»
thomas Widmer Der Zürcher
Politologe über die Rolle
der Unternehmer in der Politik.

INTERVIEW: SyNES ERNST

Wie hoch schätzen Sie den Einfluss von
Unternehmern in der Politik ein?
thomas Widmer: Den direkten Einfluss
von Unternehmern, die selbst Parla-
mentsmitglied sind, erachte ich eher als
gering. In Einzelfällen kann es auch Aus-
nahmen geben. In der Regel ist das Parla-
ment aber eher die Bühne der Verbands-
vertreter undWirtschaftslobbyisten.

Wiegt ein Argument mehr, wenn ein Un-
ternehmer am Rednerpult seine Erfahrung
als Unternehmer in die Waagschale wirft?
Widmer: Die Wirkung hängt wesentlich
davon ab, ob das Argument legitim ist
oder als legitim wahrgenommen wird.
Wenn sich der Informatik-Unternehmer

und Nationalrat Ruedi Noser im Rat etwa
zur elektronischen Rechnungsstellung
äussert, hat dies durchaus eine besondere
Glaubwürdigkeit.

Wer in Bern Einfluss haben will, muss in
Kommissionen, in den Räten und in den
Wandelhallen präsent sein. Unternehmer
sind jedoch oft abwesend.
Widmer: Die parlamentarische Tätigkeit
erfordert immer mehr Zeit. Damit gerät
der Unternehmer, der viele Aufgaben zu
erfüllen hat, die er nicht delegieren kann,
automatisch in einen Zielkonflikt. Ihm
steht häufig nicht so viel Zeit zur Verfü-
gung, wie er eigentlich zur Erfüllung des
Mandats bräuchte.

Viele Unternehmer profilieren sich in Bern
nicht als KMU-Politiker, sondernmachen
sich, wie etwa Toni Bortoluzzi, einen
Namen als Sozialpolitiker. Warum?
Widmer: EinenGrund sehe ichdarin, dass
ein Unternehmer auf dem «branchen-
fremden» Feld unabhängiger politisieren
kann. Er hat die Möglichkeit, sich einzu-
bringen, ohne gleich in den Ruf zu kom-
men, er sei lediglich ein Vertreter eigener
Interessen.

Peter Spuhler sagt, die Rolle des Unterneh-
mers in der Politik sei es, das Erreichte zu
verteidigen.
Widmer: Das ist der Ausdruck einer libe-
ralenWirtschaftspolitik. Ausunternehme-
rischer Sicht ist eine Politik, die einen zu-
rückhaltenden Staat will, eine gute Politik.
Ein Staat, der dauernd neue Aufgaben
sucht, ist aus der Perspektive des Unter-
nehmers nicht erwünscht, weil er die
unternehmerischen Handlungsspielräu-
me eingeschränkt sieht.

thomas Widmer
Institut für Politikwissenschaft, Uni Zürich

die einflussreichsten unternehmer im nationalrat

die hinterbänkler im bundeshaus

Markus Hutter (FDP), seit 2003
Der Zürcher Nationalrat und Unternehmer
fällt durch eine hohe Präsenz in Bern auf.
Hutter verstärkte seine Position in der
vergangenen Legislatur durch seinen hart-
näckigen Einsatz für den Mehrwertsteuer-
Einheitssatz markant. Guter Netzwerker.
Voten in der laufenden Legislatur: 84
Vorstösse in der laufenden Legislatur: 26

Andreas Brönnimann (EDU), seit 2009
Der Berner Nationalrat sitzt in der Finanz-
kommission und ist Mitglied der SVP-Frak-
tion. Im Rat steht er als einziger Vertreter
einer Kleinstpartei auf verlorenem Posten.
Brönnimann tritt als Kämpfer für funda-
mentalchristliche Werte in Erscheinung.
Wortmeldungen: 10
Vorstösse: 21

Ruedi Noser (FDP), seit 2003
Einer der wenigen Parlamentarier mit aus-
geprägtem Blick für die Bedeutung der Bil-
dungspolitik. Der Zürcher Nationalrat und
Unternehmer engagiert sich stark für Inno-
vationspolitik und versteht sich als Vermitt-
ler zwischen Wirtschaft und Politik.
Wortmeldungen: 42
Vorstösse: 2

Alfred Heer (SVP), seit 2007
Der Unternehmer konzentriert seine Kräfte
als Kantonalpräsident in erster Linie auf die
Politik im Kanton Zürich. In Bern tritt er we-
nig in Erscheinung – und wenn, dann nicht
als Unternehmer, sondern mit Themen, die
zuoberst auf der SVP-Agenda stehen.
Wortmeldungen: 37
Vorstösse: 25

Ruedi Lustenberger (CVP), seit 1999
Der Luzerner Nationalrat ist ein klassischer
KMU-Vertreter mit starkem Verbandshinter-
grund. Er spielte eine führende Rolle bei
der Bewältigung der UBS-Affäre. Lusten-
berger ist eine der Schlüsselfiguren beim
Atomausstieg.
Wortmeldungen: 59
Vorstösse: 38

Lieni Füglistaller (SVP), seit 2005
Der Nationalrat aus dem Aargau steht im
Schatten der SVP-Unternehmer Peter
Spuhler und Hansruedi Wandfluh oder von
Verbandsgrössen wie Bruno Zuppiger. Sei-
ne Wirkung ist zudem beschränkt, weil er
im Konflikt mit seiner Kantonalpartei steht.
Wortmeldungen: 52
Vorstösse: 15

Peter Spuhler (SVP), seit 1999
Der Ruf als erfolgreicher Unternehmer
sichert ihm die Leader-Position in Bern.
Zudem ist der Thurgauer Unternehmer Prä-
sident der einflussreichen Gruppe «Handel
und Industrie». In der Personenfreizügigkeit
hat er eine andere Meinung als die SVP.
Wortmeldungen: 19
Vorstösse: 1

Christian Miesch (SVP), 1991–1995, seit 2003
Er sitzt zwar in der Geschäftsprüfungs-
und der sicherheitspolitischen Kommission,
doch sind diese für die Wirtschaft von
eher untergeordneter Bedeutung. Der
Geschäftsführer kann sich im Nationalrat
nicht als Wirtschaftspolitiker profilieren.
Wortmeldungen: 37
Vorstösse: 27

Philipp Müller (FDP), seit 2003
Der Aargauer Nationalrat ist in verschiede-
nen Bereichen stark präsent, meinungsfreu-
dig und wird oft in den Medien zitiert. Mül-
ler arbeitet viel, kennt die Dossiers und
verfolgt seine Themen (Ausländer-, Steuer-
und Finanzpolitik) hartnäckig.
Wortmeldungen: 65
Vorstösse: 35

Ulrich Giezendanner (SVP), seit 1991
Der Aargauer Unternehmer hat markant an
Einfluss verloren, weil die grossen verkehrs-
politischen Debatten (Neat, Schwerverkehrs-
abgabe, Alpeninitiative) vorbei sind. Kommt
hinzu, dass der Branchenverband Astag ein
professionelles Polit-Marketing betreibt.
Wortmeldungen: 21
Vorstösse: 22

Hansruedi Wandfluh (SVP), seit 1999
Der Berner Nationalrat politisiert lösungs-
orientiert. Er ist gegen Schnellschüsse und
zieht die Arbeit in der Wirtschaftskommis-
sion dem Auftritt in der «Arena» vor.
Unabhängig, vertritt in der SVP bei der
Personenfreizügigkeit die Minderheit.
Wortmeldungen: 18
Vorstösse: 5

Felix Müri (SVP), seit 2003
Müri ist zwar Mitglied der Wissenschafts-
und Bildungskommission. Weil aber dieser
Bereich nicht zur Kernkompetenz der SVP
gehört, wird der Einfluss ihrer Vertreter
automatisch reduziert. Der Luzerner ist mehr
Parteipolitiker denn Wirtschaftspolitiker.
Wortmeldungen: 20
Vorstösse: 15
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Wirtschaftspolitik 40Unternehmer verfolgen imStände- und imNationalrat ein
gemeinsamesZiel, denAbbau derBürokratie. Doch ihr persönlicherErfolg ist klein.

SyNES ERNST

DemThurgauer SVP-Nationalrat Peter Spuhler
platzte der Kragen. Kaum hatte der SP-Mann
HansWidmer in der Debatte zur Revision der

Arbeitslosenversicherung fertig gesprochen, trat der
erfolgreiche Unternehmer ans Rednerpult und kon-
terte die Kritik. «Wissen Sie, Herr Widmer, wennman
als Unternehmer für einige Tausend Mitarbeiter in
der Verantwortung steht und diesen jeden Monat
einen Lohn bezahlenmuss, hat man ein grosses Inte-
resse daran, dass die Schweiz international ihreWett-
bewerbsfähigkeit nicht verliert, unddas istmeineVer-
antwortung.» Spuhler wäre gerne weitergegangen,
wenn es die Geschäftsordnung erlaubt hätte. Ihm lag
die Frage auf der Zunge: «Und wo sehen Sie, Herr
Widmer, Ihre Verantwortung zugunsten des Schwei-
zervolkes?»

Hohe Staatsquote als Ärgernis
Spuhler ist einer von 40 Unternehmerinnen und

Unternehmern, die in den eidgenössischen Räten po-
litisieren. Sie haben ein Ziel, sie wollen ihre unterneh-
merische Erfahrung im Bundeshaus einbringen. Das
trifft auf den Chef von Stadler Rail, den einflussreichs-
tenWirtschaftsmann in Bern, besonders zu. Schon als
Eishockeyspieler im Team der Zürcher Grasshoppers
standSpuhler inderAbwehr –dort,woesSchlimmeres
zu verhindern gilt. Diese Rolle ist ihm auch jetzt auf
den Leib geschrieben. «Ich sehe die Rolle des Unter-
nehmers in der Politik als Verteidiger des Erreichten»,
sagt er. Als «Gralshüter derwirtschaftspolitischenRah-
menbedingungen» kämpft Spuhler gegen den Ausbau
des Sozialstaats und gegen «Experimente» in der Fi-
nanz- und Steuerpolitik. «Bremser und Neinsager» ist
für ihn kein Schimpfwort. Es ergibt sich aus seinem
Rollenverständnis, und er ist überzeugt, dass dies für
dieMehrheit der Unternehmer in der Politik gilt.

Dieser Einschätzung kann FDP-Nationalrat Mar-
kus Hutter nur beipflichten. «Unternehmer wissen,
wie schwer es ist, Geld zu verdienen, und wie leicht-
fertig es wieder ausgegeben ist.» Ähnlich klingt es bei
FDP-Ständerat Hans Altherr: «Gemeinsam ist den
Unternehmern wohl das Ziel, mit möglichst wenigen
Mitteln möglichst viel zu bewegen.» Logisch ist des-
halb für SVP-Mann Christian Miesch, dass «die not-
wendige Senkung der Staatsquote nur mit unterneh-
merischemDenken» herbeizuführen sei.

In solchen Momenten gibt es für
die Firmenchefs und Geschäftsfüh-
rer kein Halten mehr. Als der Natio-
nalrat in der Frühjahrssession 2011
Initiativen mit der Forderung nach
mehr Ferien behandelte, drängten
sich Unternehmer geradezu in Scha-
ren ans Rednerpult. «Schwatzen Sie
nicht nur, sondern setzen Sie Ihre
stetigen Forderungen auch einmal in glaubwürdige
Taten um», kanzelte der Schwyzer SVP-Nationalrat
Peter Föhn «als Inhaber einer Kleinunternehmung»
die Befürworter ab. SVP-Nationalrat Jean-François
Rimewarnte vordenFolgeneines Ja: «Inder Industrie
könnte man Menschen durch Maschinen ersetzen.
Denndiesehaben imMomentnochkeinenAnspruch
auf sechs Wochen Ferien pro Jahr.» FDP-Nationalrat
undDruckereibesitzer Edi Engelberger appellierte an
denRat: «AlsUnternehmermuss ich klar sagen:Diese
Initiative ist für kleine und kleinste Betriebe effektiv
äusserst schädlich.»

Dann und wann kommt es vor, dass die Firmen-
chefs als Direktbetroffene politisieren, so bei der Re-
visiondesBauhandwerkerpfandrechts.DieKMU-Un-
ternehmer Philipp Müller, Toni Bortoluzzi (SVP) und
Ruedi Lustenberger (CVP) nutzten die Gelegenheit,
ihre konkrete berufliche Erfahrung einzubringen.
Müller erwähnte Probleme in seinem Betrieb und

warb für die Harmonisierung von Baunormen: «Es
kann doch nicht sein – Sie wissen, ich bin General-
bauunternehmer –, dass ich eine komplette neue Pla-
nung mit entsprechend höheren Kosten vornehmen
muss, wenn ich ein Gebäude in meiner Heimatge-
meinde Reinach baue und das genau gleiche Gebäu-
de etwa fünf bis sechs Kilometer weiter weg erstellen
will, weil in der anderenOrtschaft eine andereBauge-
setzgebung und Baunormierung gilt.» Diesem schla-
gendenArgument vermochte sich niemand zuwider-

setzen. Der Nationalrat stimmtemit
148 gegen 3 Stimmen der Motion
Müller zu.

So einfach lässt sich der Natio-
nalrat aber nicht immer überzeu-
gen. Unternehmer, die zu stark für
ihre Firma oder ihre Branche lobby-
ieren, müssen auch Niederlagen
einstecken. Das erfuhr Peter Spuh-

ler. Der SVP-Unternehmer setzte sich bei den Bera-
tungen über das Patentgesetz und den Abbau von
technischen Handelshemmnissen für den verstärk-
ten Schutz für Schweizer ein. Dabei erwähnte er ein
Beispiel aus seinem Unternehmeralltag: «Wenn wir
einen grösseren Auftrag aus einem Land in Zentral-
europa kriegen, dann geht es, damit man wettbe-
werbsfähig sein kann, immerdarum,welchenTeilwir
dort als lokalen Fertigungsanteil platzieren können.
Damuss ichpraktischmeineZeichnung,meinKnow-
how offenlegen. Wenn ich da keinen Patentschutz
habe, dannkann es durchaus sein, dassmeinProdukt
innerhalb kürzester Zeit kopiert wird und ich in mei-
nem Stammland wieder konkurrenziert werde.» So
praxisnah Spuhlers Argumentation auch war, sie zog
nicht. Die Mehrheitsverhältnisse im Nationalrat wa-
ren anders.

Entscheidend in National- und Ständerat sind pri-
mär die Fraktionsmeinungen. Die Unternehmer wei-

Überschätzte Patrons
chen höchst selten von ihnen ab. Bekannteste Aus-
nahme ist der SVP-Unternehmerflügel mit Peter
Spuhler undHanruediWandfluh an der Spitze, die in
der Frage der Personenfreizügigkeit die Interessen
derWirtschaft höher gewichteten als jene der Partei.

Nach Einschätzung des Zürcher Politologen Tho-
mas Widmer haben im Parlament Lobbyisten einen
direkteren Einfluss als Unternehmer. «Das politische
Wirkungsfeld der Unternehmer ist der vorparlamen-
tarische Bereich», so Widmer. Das sind die Kommis-
sionen und Fraktionen. Entsprechend sind auch die
Unternehmerinteressen organisiert, in erster Linie
über Economiesuisse, den Arbeitgeberverband, den
Gewerbeverband, dieBankiervereinigungunddie In-
terpharma. Konzentriert fliesst die Wirtschaftsmei-
nung über die Gruppe «Handel und Industrie», die
rund 130Mitglieder umfasst, von Peter Spuhler präsi-
diert und von Economiesuisse betreut wird. Gegen
diese Gruppe ist in den eidgenössischen Räten keine
Finanz- oder Steuerpolitik zumachen.

Beitrag zur «realitätsnahen» Politik
AuchwenndieUnternehmerinnenundUnterneh-

mer imParlament eher eine diskrete Truppe sind, die
ihre berufliche Erfahrung selten in die politische De-
batte einbringen, verfolgen sie doch ein Ziel. Sie wol-
len die Bürokratie bekämpfen, und zwar über die Par-
teigrenzen hinweg. So sieht SP-Ständerätin Anita Fetz
ihreAufgabe alsKleinunternehmerindarin, «mit dem
Blick aus der Praxis zu verhindern, dass Gesetze zu
kompliziert werden, dass bei der Wirtschafts- und
Steuerpolitik nicht nur immer die Global Player der
Schweizer Wirtschaft profitieren und dass die admi-
nistrativen Belastungen begrenzt werden». Noch
deutlicherwirdderAargauer FDP-Nationalrat Philipp
Müller: «Unternehmer spielen einewichtige Rolle bei
der Verhinderung von Blödsinn. Damit ist gemeint,
dass ich meine Rolle als Parlamentarier nicht nur als

Gesetzli-Macher verstehe. Genauso wichtig ist das
Abblocken von unnötigen Regulativen.»

SVP-Nationalrat undWirtschaftskommissionsprä-
sident Hansruedi Wandfluh glaubt, dass Unterneh-
mer aufgrund ihrer praktischen Erfahrung in Finanz-
fragen zu einer «realitätsnahen Politik» beitragen.
DieseErfahrung spüremanbei denGesetzesberatun-
gen «deutlich gegenüber oft sehr theoretischen An-
sätzen von nur beratend tätigen Ratsmitgliedern oder
Mitgliedern, die nicht in der Wirtschaft tätig sind»,
stellt FDP-Nationalrat Georges Theiler fest. In eine
ähnlicheRichtung geht dieKritik seinesCVP-Ratskol-
legen Ruedi Lustenberger. Wirtschaftsvorlagen wür-
den viel zuwenigmit Blick auf die gesamte Volkswirt-
schaft behandelt. Gegen diese «Einäugigkeit» müss-
ten Unternehmer kämpfen.

Wo die Unternehmer der Schuh wirklich drückt
und in welchen Bereichen sie ihre persönlichen
Schwerpunkte setzen, zeigen ihre eingereichten po-
litischen Vorstösse. So profilierte sich PhilippMüller
mit der Abschaffung der bauunternehmerfeindli-
chen Dumont-Praxis, während Gewerbepolitiker
Ruedi Lustenberger eine schärfere Bekämpfung der
Scheinselbstständigen forderte. Bauunternehmer
This Jenny (SVP) will das öffentliche Beschaffungs-
wesen vereinheitlichen, Ruedi Noser bessere Rah-
menbedingungen für Start-ups und Jungunterneh-
men schaffen. Otto Ineichen (FDP) engagiert sich
für junge Arbeitslose, Urs Hany (CVP) für eine Preis-
erhöhung bei der Autobahnvignette, um zusätzliche
Mittel für die Finanzierung der Infrastruktur zu ge-
nerieren. «Mehr Eigenverantwortung beim Leis-
tungsbezug im Gesundheitswesen» ist das Anliegen
von Barbara Schmid-Federer (CVP). Anita Fetz (SP)
will Millionen-Boni besteuern. Für die Liberalisie-
rung der Ladenöffnungszeiten und den Einheitssatz
bei derMehrwertsteuer kämpftMarkusHutter. Peter
Spuhler war es schliesslich, der schon im Frühjahr

2008 die Problematik der Holdingbesteuerung aufs
Tapet brachte.

Er reiche nurwenig Vorstösse ein «und gar keine im
eigenen Interesse als Unternehmer», sagt Ständerat
Hans Altherr. Die Versuchung ist gross. Einige erliegen
ihr, wie etwa Sicherheits-Unternehmer Pius Segmüller
(CVP), der für einProduktweibelte, für dessenHerstel-
ler er ein Beratermandat innehatte. Andere weichen
ihr vollkommen aus, indem sie sich auf völlig anderen
Gebieten profilieren, so Schreinermeister Toni Borto-
luzzi, der ausschliesslich Vorstösse aus dem Gesund-
heits- und Sozialversicherungsbereich einreichte.«Unternehmer

wissen, wie schwer es
ist, Geld zu verdienen,
undwie leichtfertig es

ausgegeben ist.»
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«Der direkte
Einfluss ist
gering»
thomas Widmer Der Zürcher
Politologe über die Rolle
der Unternehmer in der Politik.

INTERVIEW: SyNES ERNST

Wie hoch schätzen Sie den Einfluss von
Unternehmern in der Politik ein?
thomas Widmer: Den direkten Einfluss
von Unternehmern, die selbst Parla-
mentsmitglied sind, erachte ich eher als
gering. In Einzelfällen kann es auch Aus-
nahmen geben. In der Regel ist das Parla-
ment aber eher die Bühne der Verbands-
vertreter undWirtschaftslobbyisten.

Wiegt ein Argument mehr, wenn ein Un-
ternehmer am Rednerpult seine Erfahrung
als Unternehmer in die Waagschale wirft?
Widmer: Die Wirkung hängt wesentlich
davon ab, ob das Argument legitim ist
oder als legitim wahrgenommen wird.
Wenn sich der Informatik-Unternehmer

und Nationalrat Ruedi Noser im Rat etwa
zur elektronischen Rechnungsstellung
äussert, hat dies durchaus eine besondere
Glaubwürdigkeit.

Wer in Bern Einfluss haben will, muss in
Kommissionen, in den Räten und in den
Wandelhallen präsent sein. Unternehmer
sind jedoch oft abwesend.
Widmer: Die parlamentarische Tätigkeit
erfordert immer mehr Zeit. Damit gerät
der Unternehmer, der viele Aufgaben zu
erfüllen hat, die er nicht delegieren kann,
automatisch in einen Zielkonflikt. Ihm
steht häufig nicht so viel Zeit zur Verfü-
gung, wie er eigentlich zur Erfüllung des
Mandats bräuchte.

Viele Unternehmer profilieren sich in Bern
nicht als KMU-Politiker, sondernmachen
sich, wie etwa Toni Bortoluzzi, einen
Namen als Sozialpolitiker. Warum?
Widmer: EinenGrund sehe ichdarin, dass
ein Unternehmer auf dem «branchen-
fremden» Feld unabhängiger politisieren
kann. Er hat die Möglichkeit, sich einzu-
bringen, ohne gleich in den Ruf zu kom-
men, er sei lediglich ein Vertreter eigener
Interessen.

Peter Spuhler sagt, die Rolle des Unterneh-
mers in der Politik sei es, das Erreichte zu
verteidigen.
Widmer: Das ist der Ausdruck einer libe-
ralenWirtschaftspolitik. Ausunternehme-
rischer Sicht ist eine Politik, die einen zu-
rückhaltenden Staat will, eine gute Politik.
Ein Staat, der dauernd neue Aufgaben
sucht, ist aus der Perspektive des Unter-
nehmers nicht erwünscht, weil er die
unternehmerischen Handlungsspielräu-
me eingeschränkt sieht.

thomas Widmer
Institut für Politikwissenschaft, Uni Zürich

die einflussreichsten unternehmer im nationalrat

die hinterbänkler im bundeshaus

Markus Hutter (FDP), seit 2003
Der Zürcher Nationalrat und Unternehmer
fällt durch eine hohe Präsenz in Bern auf.
Hutter verstärkte seine Position in der
vergangenen Legislatur durch seinen hart-
näckigen Einsatz für den Mehrwertsteuer-
Einheitssatz markant. Guter Netzwerker.
Voten in der laufenden Legislatur: 84
Vorstösse in der laufenden Legislatur: 26

Andreas Brönnimann (EDU), seit 2009
Der Berner Nationalrat sitzt in der Finanz-
kommission und ist Mitglied der SVP-Frak-
tion. Im Rat steht er als einziger Vertreter
einer Kleinstpartei auf verlorenem Posten.
Brönnimann tritt als Kämpfer für funda-
mentalchristliche Werte in Erscheinung.
Wortmeldungen: 10
Vorstösse: 21

Ruedi Noser (FDP), seit 2003
Einer der wenigen Parlamentarier mit aus-
geprägtem Blick für die Bedeutung der Bil-
dungspolitik. Der Zürcher Nationalrat und
Unternehmer engagiert sich stark für Inno-
vationspolitik und versteht sich als Vermitt-
ler zwischen Wirtschaft und Politik.
Wortmeldungen: 42
Vorstösse: 2

Alfred Heer (SVP), seit 2007
Der Unternehmer konzentriert seine Kräfte
als Kantonalpräsident in erster Linie auf die
Politik im Kanton Zürich. In Bern tritt er we-
nig in Erscheinung – und wenn, dann nicht
als Unternehmer, sondern mit Themen, die
zuoberst auf der SVP-Agenda stehen.
Wortmeldungen: 37
Vorstösse: 25

Ruedi Lustenberger (CVP), seit 1999
Der Luzerner Nationalrat ist ein klassischer
KMU-Vertreter mit starkem Verbandshinter-
grund. Er spielte eine führende Rolle bei
der Bewältigung der UBS-Affäre. Lusten-
berger ist eine der Schlüsselfiguren beim
Atomausstieg.
Wortmeldungen: 59
Vorstösse: 38

Lieni Füglistaller (SVP), seit 2005
Der Nationalrat aus dem Aargau steht im
Schatten der SVP-Unternehmer Peter
Spuhler und Hansruedi Wandfluh oder von
Verbandsgrössen wie Bruno Zuppiger. Sei-
ne Wirkung ist zudem beschränkt, weil er
im Konflikt mit seiner Kantonalpartei steht.
Wortmeldungen: 52
Vorstösse: 15

Peter Spuhler (SVP), seit 1999
Der Ruf als erfolgreicher Unternehmer
sichert ihm die Leader-Position in Bern.
Zudem ist der Thurgauer Unternehmer Prä-
sident der einflussreichen Gruppe «Handel
und Industrie». In der Personenfreizügigkeit
hat er eine andere Meinung als die SVP.
Wortmeldungen: 19
Vorstösse: 1

Christian Miesch (SVP), 1991–1995, seit 2003
Er sitzt zwar in der Geschäftsprüfungs-
und der sicherheitspolitischen Kommission,
doch sind diese für die Wirtschaft von
eher untergeordneter Bedeutung. Der
Geschäftsführer kann sich im Nationalrat
nicht als Wirtschaftspolitiker profilieren.
Wortmeldungen: 37
Vorstösse: 27

Philipp Müller (FDP), seit 2003
Der Aargauer Nationalrat ist in verschiede-
nen Bereichen stark präsent, meinungsfreu-
dig und wird oft in den Medien zitiert. Mül-
ler arbeitet viel, kennt die Dossiers und
verfolgt seine Themen (Ausländer-, Steuer-
und Finanzpolitik) hartnäckig.
Wortmeldungen: 65
Vorstösse: 35

Ulrich Giezendanner (SVP), seit 1991
Der Aargauer Unternehmer hat markant an
Einfluss verloren, weil die grossen verkehrs-
politischen Debatten (Neat, Schwerverkehrs-
abgabe, Alpeninitiative) vorbei sind. Kommt
hinzu, dass der Branchenverband Astag ein
professionelles Polit-Marketing betreibt.
Wortmeldungen: 21
Vorstösse: 22

Hansruedi Wandfluh (SVP), seit 1999
Der Berner Nationalrat politisiert lösungs-
orientiert. Er ist gegen Schnellschüsse und
zieht die Arbeit in der Wirtschaftskommis-
sion dem Auftritt in der «Arena» vor.
Unabhängig, vertritt in der SVP bei der
Personenfreizügigkeit die Minderheit.
Wortmeldungen: 18
Vorstösse: 5

Felix Müri (SVP), seit 2003
Müri ist zwar Mitglied der Wissenschafts-
und Bildungskommission. Weil aber dieser
Bereich nicht zur Kernkompetenz der SVP
gehört, wird der Einfluss ihrer Vertreter
automatisch reduziert. Der Luzerner ist mehr
Parteipolitiker denn Wirtschaftspolitiker.
Wortmeldungen: 20
Vorstösse: 15
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